
 

Verordnung des Kultusministeriums über den Schulbetrieb unter Pandemiebedin-
gungen 

(Corona-Verordnung Schule - CoronaVO Schule) 
vom 7. Dezember 2020 

 
   

Auf Grund von § 16 Absatz 1 der Corona-Verordnung vom 30. November 2020 (notver-
kündet gemäß § 4 Satz 1 des Verkündungsgesetzes, abrufbar unter https://www.baden-
wuerttemberg.de/de/service/aktuelle-infos-zu-corona/aktuelle-corona-verordnung-des-lan-
des-baden-wuerttemberg/) wird verordnet: 
  

    
§ 1 

Allgemeine Anforderungen an den Betrieb der Schulen 
 

(1) Der Betrieb der öffentlichen Schulen sowie der Schulen in freier Trägerschaft ist nach 
Maßgabe dieser Verordnung gestattet. Auf die Grundschulförderklassen und Schulkin-
dergärten finden die Regelungen entsprechende Anwendung. 

 
(2) Die in den Hygienehinweisen des Kultusministeriums in ihrer jeweils gültigen Fas-
sung (https://km-bw.de/,Lde/Startseite/Ablage+Einzelseiten+gemischte+The-
men/Coronavirus) bestimmten Vorgaben sind einzuhalten. Die Lehrkräfte, das weitere 
schulische Personal, die Schülerinnen und Schüler und die Erziehungsberechtigten sind 
jeweils in geeigneter Weise über die Hygienehinweise zu unterrichten. 

 
(3) Die Pflicht zum Tragen einer nicht-medizinischen Alltagsmaske oder einer vergleich-
baren Mund-Nasen-Bedeckung nach § 3 Absatz 1 Nummer 9 CoronaVO besteht in den 
auf der Grundschule aufbauenden Schularten ab Klassenstufe 5, den beruflichen Schu-
len sowie den Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren ab Beginn der 
Hauptstufe, jeweils in öffentlicher und freier Trägerschaft, für Schülerinnen und Schüler, 
Lehrkräfte sowie sonstige anwesende Personen, soweit sie sich auf Begegnungsflächen, 
insbesondere Fluren, Treppenhäusern, Toiletten, Pausenhöfen oder Umkleiden aufhal-
ten. Es gelten die Ausnahmebestimmungen des § 3 Absatz 2 Nummern 1, 2, 6 und 7 
CoronaVO. Ausgenommen von dieser Pflicht ist ferner die Nahrungsaufnahme (Essen 
und Trinken); in den Pausenzeiten darf außerhalb der Gebäude die Mund-Nasen-Bede-
ckung abgenommen werden, solange der Mindestabstand zwischen den Personen von 
1,5 Metern eingehalten wird. Für die Zubereitung von Nahrung gilt die Pflicht nach Satz 1 
auch in den Unterrichtsräumen.  

 
(4) Lehrkräfte, Eltern, Beschäftigte und andere Personen haben untereinander einen 
Mindestabstand von 1,50 Metern einzuhalten. Zu den und zwischen den Schülerinnen 



 

und Schülern gilt das Abstandsgebot nicht. § 6b Nummer 1 bleibt unberührt. 
 

(5) Der Betriebsbeginn, das Betriebsende sowie die Pausen sind so zu organisieren, 
dass eine Durchmischung der Klassen- oder Lerngruppen durch organisatorische Maß-
nahmen, z. B. durch einen gestaffelten Beginn oder die Zuweisung von Aufenthaltsberei-
chen, nach Möglichkeit vermieden wird. Die Anzahl der Personen, die sich zeitgleich in 
den Toilettenräumen aufhalten, ist so zu begrenzen, dass ein Mindestabstand eingehal-
ten werden kann. 

 
(6) Der Betrieb der Schulmensen und der gemeinsame Verzehr von Speisen durch 
Schülerinnen und Schüler sowie durch das an der Schule tätige Personal sind in mög-
lichst konstanten Gruppen zulässig. Die Tische sind beim Schichtbetrieb zwischen den 
Schichten grundsätzlich zu reinigen. Der Kiosk- sowie der Pausenverkauf von zum Ver-
zehr in der Schule bestimmten Lebensmitteln, Speisen und Getränken sind zulässig.  

 
(7) Alle Räume, die dem Aufenthalt von Personen dienen, sind mehrmals täglich, Unter-
richtsräume mindestens alle 20 Minuten, durch das Öffnen der Fenster zu lüften, es sei 
denn, dass der Luftaustausch über eine geeignete raumlufttechnische Anlage erfolgt.  

 
(8) Handkontaktflächen sind regelmäßig, in stark frequentierten Bereichen mindestens 
täglich mit einem tensidhaltigen Reinigungsmittel zu reinigen.  

 
(9) Es sind Handwaschmittel in ausreichender Menge sowie nicht wiederverwendbare 
Papierhandtüchern, alternativ Handdesinfektionsmittel oder andere gleichwertige hygie-
nische Handtrockenvorrichtungen vorzuhalten. 
 

§ 2 
Grundsätze für den Unterricht und außerunterrichtliche Veranstaltungen 

 
(1) Der Unterricht sowie außerunterrichtliche Angebote und Veranstaltungen sind so zu 
organisieren, dass die Anzahl der Kontaktpersonen möglichst gering gehalten wird. Die 
Klassen oder Lerngruppen werden hierfür so konstant zusammengesetzt, wie dies schul-
organisatorisch möglich ist. Die Bildung von klassenübergreifenden Gruppen ist inner-
halb der Jahrgangsstufe in diesem Rahmen zulässig, soweit dies erforderlich ist, um das 
Unterrichtsangebot zu realisieren.  

 
(2) Jahrgangsübergreifende und schulübergreifende Gruppenbildungen sind ausge-
schlossen. Zulässig sind solche Gruppenbildungen jedoch,  

 
1. soweit Klassen konstant jahrgangsübergreifend zusammengesetzt sind (z. B. jahr-

gangsgemischte Klassen in der Grundschule oder Vorbereitungsklassen). Dies gilt 



 

gleichermaßen, soweit in Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren o-
der Gemeinschaftsschulen Lerngruppen an die Stelle von Klassen treten; die Teil-
nahme von Schülerinnen und Schülern, die aufgrund geringer Deutschkenntnisse in 
Vorbereitungsklassen unterrichtet werden, am Unterricht der Regelklasse ist zuläs-
sig, 

 
2. in der gymnasialen Oberstufe, soweit die jahrgangsübergreifende Gruppenbildung 

erforderlich ist, um den Schülerinnen und Schülern ausreichende Wahlmöglichkeiten 
zu geben, auch in Kooperation mit anderen Schulen,  

 
3. an den beruflichen Schulen, sofern dies erforderlich, ist um die Angebote zu ermögli-

chen, z. B.  
 
a) Bildung von Klappklassen zur Beschulung des Ausbildungsberufs oder beim Er-

werb der ausbildungsbegleitenden Fachhochschulreife,  
 

b) die Kooperation mit anderen Schulen zur Beschulung des Ausbildungsberufs oder 
beim Erwerb der ausbildungsbegleitenden Fachhochschulreife,  

 
4. im Unterricht sowie in schulischen Förderangeboten, sofern ein Mindestabstand von 

1,50 Metern auch zu und zwischen den Schülerinnen und Schülern eingehalten wird. 
 

(3) Unterricht in Gesang und mit Blasinstrumenten sowie entsprechende außerunter-
richtliche Angebote sind mit folgenden Maßgaben zulässig: 
 
1. Es ist zu gewährleisten, dass 

 
a) während der gesamten Unterrichtszeit ein Abstand von mindestens 2 Metern in 

alle Richtungen zu anderen Personen eingehalten wird, 
 

b) keine Personen im direkten Luftstrom einer anderen Person stehen.  
 

2. Für den Unterricht an Blasinstrumenten ist darüber hinaus zu gewährleisten, dass 
 
a) kein Durchblasen oder Durchpusten stattfindet, 

 
b) häufiges Kondensatablassen in ein mit Folie ausgekleidetes, verschließbares Ge-

fäß erfolgt, das nach jeder Unterrichtseinheit geleert wird, und Kondensatreste am 
Boden durch Einmaltücher aufgenommen werden, die direkt entsorgt werden.  
 



 

Zwischen der Lehrkraft und den Schülerinnen und Schülern wird die Installation ei-
ner durchsichtigen Schutzwand (mindestens 1,8 Meter x 0,9 Meter) empfohlen. 

 
(4) Der Sportunterricht sowie außerunterrichtliche Schulsportveranstaltungen sind mit 
folgenden Maßgaben zulässig:  
 
1. Jeder Sportgruppe oder Klasse sind für die Dauer des Sportunterrichts oder der au-

ßerunterrichtlichen Schulsportveranstaltung feste Bereiche der Sportanlage oder 
Sportstätte zur alleinigen Nutzung zuzuweisen; 
  

2. Das Abstandsgebot des § 1 Absatz 4 Satz 1 gilt mit der Maßgabe, dass zu anderen 
Nutzern sowie Schülerinnen und Schülern anderer Sportgruppen oder Klassen ein 
Mindestabstand von 1,50 Metern einzuhalten ist.  

 
3. Trainingsutensilien des Anbieters oder Betreibers können verwendet werden; soweit 

beim bestimmungsgemäßen Gebrauch dieser Utensilien ein Kontakt zu Schleimhäu-
ten erfolgt oder erfolgen kann, sind sie vor der erstmaligen Verwendung und vor je-
der Wiederverwendung mit einem geeigneten Reinigungsmittel zu reinigen.   

 
Für den Schwimmunterricht und außerunterrichtliche Schulschwimmangebote gelten die 
Nummern 1 bis 3 entsprechend. 
 
(5) Wege zwischen Unterrichtsstätten (Unterrichtswege) können in Klassenstärke zu-
rückgelegt werden.  
 
(6) Mehrtägige außerunterrichtliche Veranstaltungen sind bis zum 1. Februar 2021 unter-
sagt. Andere außerunterrichtliche Veranstaltungen sind zulässig. Finden diese außer-
halb der Räume und Plätze der Schule statt, gilt die Klassenstärke als Obergrenze. Die 
Durchführung von Veranstaltungen, die von Schülerinnen und Schülern außerunterricht-
lich besucht werden, bestimmt sich nach § 10 CoronaVO.  
 
(7) Die Mitwirkungen außerschulischer Personen am Schulbetrieb ist mit Zustimmung 
der Schulleitung zulässig. Eine Zustimmung der Schulleitung nach Satz 1 ist für die Mit-
wirkung solcher Personen am Schulbetrieb nicht erforderlich, die aufgrund einer vertrag-
lichen Vereinbarung oder aufgrund anderer dienstrechtlicher Grundlage im Schulbetrieb 
tätig sind, wie z.B. außerschulische Partner im Ganztagsbetrieb, Teach First Fellows o-
der Schulsozialarbeiter. Die Befugnisse der Schulleitungen nach § 41 SchG bleiben hier-
von unberührt. 
 
(8) Soweit der Unterricht für einzelne Schülerinnen und Schüler oder für die ganze 
Klasse oder Lerngruppe nicht in der Präsenz stattfinden kann, findet Fernunterricht statt. 



 

Die Teilnahme der Schülerinnen und Schüler am Fernunterricht unterliegt der Schul-
pflicht.  
 
(9) In den Bildungsgängen der Gesundheits- und Pflegeberufe im Geschäftsbereich des 
Kultusministeriums kann der Unterricht auch vollständig im Fernunterricht stattfinden, so-
fern und soweit dies aufgrund des Infektionsgeschehens erforderlich ist. Schriftliche 
Leistungsfeststellungen und Prüfungen sind in Präsenz vorzunehmen. Für den Fernun-
terricht muss seitens der Ausbildungsbetriebe sichergestellt werden, dass den Schülerin-
nen und Schülern feste Lernzeiten entsprechend der schulischen Unterrichtsorganisa-
tion zu Verfügung gestellt werden. Der fachpraktische Unterricht in der Pflegeausbildung 
soll als Präsenzunterricht erfolgen. 
 

§ 3 
Ganztag und kommunale Betreuungsangebote 

 
(1) Der Ganztagsbetrieb findet in möglichst konstant zusammengesetzten Gruppen statt. 
Eine jahrgangsübergreifende Gruppenbildung ist, soweit möglich, zu vermeiden. Satz 1 
sowie § 1 Absätze 3 bis 9 gelten für Betreuungsangebote der verlässlichen Grundschule, 
flexiblen Nachmittagsbetreuung, Horte sowie Horte an der Schule entsprechend. Die 
Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung besteht in den Unterrichtsräumen 
auch dann nicht, sofern in diesen die Betreuung nach Satz 2 durchgeführt wird.  

 
(2) Für betriebserlaubnispflichtige Horte sowie Horte an der Schule gelten die Bestim-
mungen des § 2 CoronaVO Kita zum Mindestpersonalschlüssel sowie des § 3 CoronaVO 
Kita zur Nutzung anderer Räumlichkeiten entsprechend.  

 
§ 4 

Schulveranstaltungen 
 

Schulveranstaltungen einschließlich der Klassenpflegschaftssitzungen, Elternbeiratssit-
zungen, Schülerratssitzungen und der Sitzungen der weiteren schulischen Gremien fin-
den nach Maßgabe der § 2 Absatz 2 sowie § 10 CoronaVO statt. 

 
§ 5 

Nutzung der Schulen für nichtschulische Zwecke 
  
(1) Die Nutzung der Räume und Plätze der Schulen für nichtschulische Zwecke ist zuläs-
sig, sofern durch organisatorische Maßnahmen eine Mischung von schulischen und 
nichtschulischen Nutzern vermieden werden kann und die Reinigung zwischen schuli-
scher und nichtschulischer Nutzung sichergestellt ist.  
 



 

(2) Die schulische Nutzung hat stets Vorrang vor der Nutzung für andere Zwecke. Das 
Verfahren für die Gestattung einer nichtschulischen Nutzung bestimmt sich nach § 51 
SchG. 
 

§ 6 
Zutritts- und Teilnahmeverbot 

  
(1) Für die Einrichtung nach § 1 Absatz 1 besteht ein Zutritts- und Teilnahmeverbot für 
Schülerinnen und Schüler, für Kinder, Lehrkräfte sowie sonstige Personen, 
 
 1. die in Kontakt zu einer mit dem Coronavirus infizierten Person stehen oder standen, 

wenn seit dem letzten Kontakt noch nicht 10 Tage vergangen sind, soweit die zu-
ständigen Behörden nichts anderes anordnen, oder 
 

2. die typische Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus, namentlich Fieber, tro-
ckener Husten, Störung des Geschmacks- oder Geruchssinns, aufweisen. 

 
Ein Zutritts- und Teilnahmeverbot besteht in Fällen von Satz 1 Nummer 1 nicht, sofern 
nach den Bestimmungen der CoronaVO Absonderung eine Pflicht zur Absonderung 
nicht oder nicht mehr besteht.  
 

(2) Für Lehrkräfte und andere Personen, die entgegen § 1 Absatz 3 oder § 6a Nummer 1 
keine Mund-Nasen-Bedeckung tragen und für die keine Ausnahme nach § 3 Absatz 2 
Corona-Verordnung vorliegt, besteht ein Zutritts- und Teilnahmeverbot nach § 7 Absatz 
1 Nummer 3 CoronaVO. Dies gilt nicht für die Schülerinnen und Schüler.   
 

§ 6a 
Abweichende Bestimmungen für die Pandemiestufe 3 

 
Sofern und solange die Anzahl der Neuinfektionen mit dem SARS CoV-2 Virus nach 
Feststellung des Landesgesundheitsamts (https://www.gesundheitsamt-bw.de) im lan-
desweiten Durchschnitt in den vergangenen sieben Tagen pro 100.000 Einwohner die 
Zahl von 35 überschreitet, gelten abweichend von § 1 Absatz 3, § 2 Absatz 4, § 2 Absatz 
6 die folgenden Bestimmungen: 
 

1. Die Pflicht zum Tragen einer nicht-medizinischen Alltagsmaske oder einer vergleich-
baren Mund-Nasen-Bedeckung in den auf der Grundschule aufbauenden Schulen, 
den beruflichen Schulen sowie den Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungs-
zentren ab Beginn der Hauptstufe, jeweils in öffentlicher und freier Trägerschaft, gilt 
auch in den Unterrichtsräumen. Sie gilt jedoch nicht im fachpraktischen Sportunter-
richt; im Unterricht in Gesang und mit Blasinstrumenten sowie bei entsprechenden 



 

außerunterrichtlichen Angeboten gilt sie nicht, sofern die Vorgaben des § 2 Absatz 3 
eingehalten werden. Sie gilt ferner nicht in Zwischen- und Abschlussprüfungen, so-
fern das Abstandsgebot von 1,5 Metern zwischen den Personen eingehalten wird. 
 

2. Im Sportunterricht und bei entsprechenden außerunterrichtlichen Angeboten sind alle 
Betätigungen ausgeschlossen, für die ein unmittelbarer Körperkontakt erforderlich 
ist. Es ist gestattet, mit einer nicht-medizinischen Alltagsmaske oder einer vergleich-
baren Mund-Nasen-Bedeckung Sicherheits- und Hilfestellung zu geben.  
 

3. Die Durchführung außerunterrichtlicher Veranstaltungen ist untersagt. 
 

§ 6b 
Abweichende Bestimmungen für Schulen in Stadt- und Landkreisen mit besonders ho-

hen Inzidenzwerten 
 

Für Schulen, die in einem Stadt- oder Landkreis liegen, in dem die Anzahl der Neuinfek-
tionen mit dem SARS CoV-2 Virus nach Feststellung des Landesgesundheitsamts im 
Durchschnitt in den vergangenen sieben Tagen bei über 200 pro 100.000 Einwohner 
liegt, legt das örtliche Gesundheitsamt aufgrund des konkreten Infektionsgeschehens 
fest, in welchen Gemeinden folgende Bestimmungen abweichend von § 1 Abs. 4 Satz 2 
und § 2 gelten: 
 

1. Allgemein bildende und berufliche Schulen können vorübergehend ab der Klassen-
stufe 8 die Klassen oder Lerngruppen teilen und einen Wechselbetrieb von Präsen-
zunterricht und Fernunterricht vornehmen, um im Präsenzunterricht einen Mindest-
abstand von 1,5 Metern zu den und zwischen den Schülerinnen und Schülern zu ge-
währleisten. Bei beruflichen Schulen ist auch im Wechselunterricht sicherzustellen, 
dass im Bereich des praktischen Unterrichts das Ausbildungsziel erreicht werden 
kann. Sofern der Mindestabstand anderweitig gewährleistet wird, ist ein Wechselbe-
trieb nicht gestattet. 
 

2. Ausgenommen hiervon und durchgängig in Präsenz zu unterrichten sind folgende 
Schülerinnen und Schüler der einzelnen Schularten sowie Bildungsgänge: 

 
a) Schülerinnen und Schüler der Klassenstufe 9 der Hauptschule, Werkrealschule, 

Realschule und Gemeinschaftsschule, die im Schuljahr 2020/2021 die Abschluss-
prüfung ablegen, 

b) Schülerinnen und Schüler der Klassenstufe 10 der Hauptschule, Werkrealschule, 
Realschule und Gemeinschaftsschule, die im Schuljahr 2020/2021 die Abschluss-
prüfung ablegen, 

 



 

c) Schülerinnen und Schüler der Klassenstufe 10 in zieldifferenten inklusiven Bil-
dungsangeboten, die sich auf ein nahtlos anschließendes Bildungsangebot vorbe-
reiten, 

 
d) Schülerinnen und Schüler der Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungs-

zentren, 
 
e) Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 1 und 2 des allgemein bildenden 

Gymnasiums, des beruflichen Gymnasiums und der Gemeinschaftsschule, 
 
f) Schülerinnen und Schüler der berufsvorbereitenden Bildungsgänge. 
 

3. Ausgenommen sind ferner Abschluss- und Prüfungsklassen der beruflichen Schulen. 
Klassen der einjährigen Berufsfachschule, des einjährigen Berufskollegs für Sozial-
pädagogik, der einjährigen Berufskollegs BK I, des Berufskollegs Ernährung und Er-
ziehung und des Dualen Berufskollegs Fachrichtung Soziales gelten nicht als Ab-
schlussklassen. Prüfungsklassen der Fachschulen nach § 14 des Schulgesetzes 
können abweichend von Satz 1 auch im Wechselunterricht beschult werden. 

 
4. Im Wechselbetrieb sollen mindestens 50 Prozent des Unterrichtsumfangs nach Stun-

dentafel im Präsenzunterricht erbracht werden. Dieser kann im täglichen, wöchentli-
chen oder anderweitigen Wechsel erfolgen, sofern die Fernunterrichtsphasen für den 
einzelnen Schüler oder die einzelne Schülerin jeweils längstens eine Schulwoche 
umfassen. Es ist sicherzustellen, dass im Fernunterricht alle betroffenen Schülerin-
nen und Schüler erreichbar sind. Für die Berufsschule im Rahmen der dualen Be-
rufsausbildung gelten die Sätze 1 bis 3 sinngemäß. 
 

5. Die Entscheidung über die vorübergehende Schulorganisation im Wechselbetrieb 
trifft bei Vorliegen der Voraussetzungen die Schulleitung im Einvernehmen mit der 
zuständigen Schulaufsichtsbehörde und dem zuständigen Gesundheitsamt. Die 
oberste Schulaufsichtsbehörde kann im Einzelfall die Umstellung auf Wechselbetrieb 
vorgeben. 

 
6. Sofern der Inzidenzwert von 200 pro 100.000 Einwohner nach den Feststellungen 

des Landesgesundheitsamts im jeweiligen Stadt- oder Landkreis oder in der Sitzge-
meinde der Schule nach Feststellung des zuständigen Gesundheitsamtes zehn 
Tage in Folge unterschritten wird und eine abnehmende Tendenz aufweist, ist der 
Wechselbetrieb zeitnah zu beenden und auf Präsenzunterricht umzustellen. 

 
§ 7 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 



 

 
(1) Diese Verordnung tritt am 8. Dezember 2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Corona-
Verordnung Schule vom 31. August 2020 (GBl. S. 685), die zuletzt durch Verordnung 
vom 21. Oktober 2020 (GBl. S. 961) geändert worden ist, außer Kraft.  
 
(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages außer Kraft, an dem die Corona-Verord-
nung vom 30. November 2020, in der jeweils geltenden Fassung, außer Kraft tritt. 
 
Stuttgart, den 7. Dezember 2020 
 
 
 
 
Dr. Eisenmann 


